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Es ergibt ſich: 


1 2. daß man von der Fixirung der Steuern auf beſtimmte Zeit 
Ueber directe und indirecte Steuern und ihre Wirkungsweiſe. räume abſehen kann. 

(Schluß.) | Um die hierdurch ermöglichten Vortheile zu überſchauen, iſt es 
Mittheilungen aus der Praxis: nöthig, die beiden Hauptarten der indirecten oder Aufwandsſteuern, wie 
Zum Koſtenerſatze für commiſſionelle Verhandlungen in Triftſachen. ſie ſchon angedeutet wurden, näher zu kennzeichnen. 

Bedingungen des Vollzuges ſchiedsgerichtlicher Sprüche. — Erläuterung des 8 3 Die Ausgaben, welche man zu Steuerobjecten wählt, können 
des (böhmiſchen) Jagdgeſetzes vom 1. Juni 1866, L. G. Bl. Nr. 49. ſowohl unmittelbar als mittelbar getroffen werden. 

Bestrafung von Adelsanmaßungen. | Soll ein Aufwand irgend welcher Art direct zur Steuer gezogen 

Geſetze e Verordnungen. werden, ſo muß derſelbe von der Staatsverwaltung — wenn ſie das 

Perſonalien. betreffende Product nicht auf eigene Rechnung herſtellen läßt (wie bei 

Erledigungen. den Regalien und Monopolen) — wenigſtens ſicher und leicht contro— 


lirt werden können. Es iſt dies auch z. B. bei dem Ankaufe von Liegen⸗ 

ſchaften, bei verſchiedenen Luxusausgaben, dem Halten von Pferden und 
8 u 4 2 Hunden, den Ausgaben für Wohnungsmiethe u. dgl. der Fall. 

Ueber directe und indirecte Steuern und ihre | Möglich und ſogar in den meiſten Fällen zur Anwendung gebracht 


2 c iſt aber auch die indirecte Beſteuerung von Ausgaben. Es liegt alsdann 
Wirkungen eiſe eigentlich eine doppelt indirecte Steuer vor. Das reine Einkommen wird 
(Schluß.) nämlich indirect durch Beſteuerung des Aufwandes getroffen, und auch 


der Aufwand ſelbſt (z B. für Bierverbrauch) indirect durch vorſchuß— 
Was nun zuvörderſt die Aulage und nächte Wirkung der indi- | weile Erhebung von dem Brauer ꝛc. ꝛc.). Namentlich für die Conſum 
recten Steuern betrifft, fo drängt ſich auf den erſten Blick die Bemer— | tionsſteuern muß dieſes doppelt indirecte Verfahren eingehalten werden, 
kung auf, daß da die überwiegende Mehrzahl der bezüglichen Ausgaben der Staats⸗ 
1. die bei den directen Steuern gegen die Wahl des Steuer- angehörigen nicht controlirbar iſt. Den Staatsbehörden wäre es völlig 
maßſtabes gerichteten Bedenken hier wegfallen. Bei den indirecten unmöglich, allen Anſchaffungen von Nahrungs- und Genußmitteln ꝛc. ꝛc., 
Steuern wird nämlich völlig darauf Verzicht geleiſtet, durch Feſtſtellung den Ankauf derſelben bei Producenten und Händlern oder ihrem Wer- 
des reinen Einkommens der Steuerpflichtigen (mittelft Schätzung oder brauche in Gaſthäuſern, den Anſchaffungen von Waaren ꝛc. ꝛc. nach⸗ 
Declaration) einen Steuermaßſtab zu gewinnen, wenn auch keineswegs zugehen und zu beſteuern. Hier muß ein anderer Weg betreten werden, 
auf den Verſuch, ebenfalls das reine Einkommen zu treffen. Man erſtrebt um an derartige Ausgaben Steuern zu knüpfen. Er wurde darin 
die Erreichung dieſes Zieles durch Beſteuerung des jedesmaligen Aufwandes gefunden, daß man zu den Quellen zurückgreift, aus denen die Producte 
der Staatsangehörigen für gewiffe Gegenſtände, indem man von dieſem und Waaren den Verzehrenden zufließen. Man ſordert die Steuer als 
auf die Steuerfähigkeit ſchließt. Und in der That dürfte der hier ein- Vorſchuß von dem Brauer ſtatt von den Biertrinkeuden, von dem 
geſchlagene Weg viel weniger als jener einem Fehlgehen ausgeſetzt ſein. Wirthe ſtatt von ſeinen Gäſten, von dem Kaufmanne, wenn er die 
Während bei der directen Steuer das redlichſte Bemühen einer richtigen Waare über die Grenze bringt, ſtatt von feinen Abnehmern, d. h. man 
Ermittlung des reinen Einkommens und einer gleichmäßigen Vertheilung macht die betreffenden Gewerbslente zu Steuererhebern für die Gemein— 
der Steuerpflicht erfolglos bleibt; während wegen der Nothwendigkeit ſchaft, in der Vorausſetzung, daß ſie ſich durch Preiserhöhung den Erſatz 
der Fixirung auf längere Zeiträume die Ueberwälzung dieſer Steuer verſchaffen. Man könnte dieſe doppelt indirecten Steuern anch Vorſchuß⸗ 
nur den wirthſchaftlich am meiſten Begünſtigten gelingt und ſomit die ſteuern nennen, ja, man könnte ſagen, daß es eigentlich keine wirklichen 
ganze auferlegte Abgabe den ſchwächeren Kräften zur Laſt bleibt, iſt Steuern, ſondern nur Vorſchüſſe für die Verzehrer von Wein, Fleiſch, 
man bei der indirecten Steuer wenigſtens ſicher, nur ſolche Pflichtige Bier, die Conſumenten von ausländiſchen Waaren ꝛc. ꝛc., mit Einem 
zu treffen, die ſich für den beabfichtigten Aufwand einſchließlich der Worte für die eigentlichen Steuerpflichtigen find. 
Steuer vorſehen können (3. B. beim Ankaufe von Wein, Fleiſch, Liegen⸗ Daß den Vorſchußzahlenden die Wiedererlangung ihrer Auslagen 
ſchaften, ausländiſchen Waaren ꝛc.); die ſich überdies in den meiſten mit allen Zinſen ꝛc. ꝛc. wirklich gelingt, iſt ſonach eine unumgängliche 
Fällen freiwillig dazu entſchließen und namentlich auch die Wahl der Bedingung der Zuläſſigkeit einer ſolchen Steuer. Sie könnte ſonſt 
Zeit in der Hand haben; von denen man alſo annehmen darf, daß die ſchlechthin nicht fortbeſtehen. Eine längere Exiſtenz derſelben ift daher 
Steuerauflage wenigſtens in den Grenzen ihrer Steuerfähigkeit liegt und genügender Beweis, daß dieſe Bedingung wirklich erfüllt wird, wie 
ihre wirthſchaſtlichen Verhältniſſe dadurch nicht beeinträchtigt werden, auch Beweis dafür, daß die Vorſchußzahlenden eigentlich von der Steuer 
wie dies ſo häufig bei der directen Steuer der Fall iſt. nicht getroffen werden. Die Erfüllung dieſer Bedingung aber wird mög- 


lich gemacht durch die Wandelbarkeit der indirecten Steuern, d h. 
dadurch, daß fie als Ausgabsſteuern nicht durchſchnittlich für längere 
Zeit feſtgeſetzt werden müſſen, ſondern ſo angelegt werden können, daß 
fie ganz dem Geſchäftsbetriebe folgen und ſich nach dieſem hinſichtlich 
der Zeit der Einforderung und der Größe der umgelegten Steuerbeträge 
richten. Hierdurch unterſcheiden fie. ſich denn auch weſentlich von den 
directen oder Einkommenſteuern, welche dieſes Vorzuges entbehren. 
Während ketztere, nach dem durchſchnittlichen Einkommen angelegt, ſich 
auf lange Zeit gleich bleiben, die Production mag ſich ändern wie ſie 
will, fällt hier dieſe Fixirung weg. Der Wirth, der Kaufmann, der 
Brauer erlegt ſeine Steuer immer erſt, wenn er ſich in den Beſitz der 
Steuerobjecte ſetzt und zwar nach der jedesmaligen Quantität, mitunter 
auch wohl der Qualität derſelben. Ju dieſer Erhebungsweiſe liegt daher 
keine Aufforderung, durch vermehrten Abſatz ſich theilweiſe Steuer- 
freiheit zu verſchaffen, wie bei der directen Steuer, und wenn aus 
anderen Gründen ein vermehrter Abſatz eintritt, ſo iſt kein Mitbewerber 


dadurch benachtheiligt, denn das Mehrerzeugte und Mehrverkauſte iſt 


nicht wie dort ſteuerfrei. Kein Gewerbsmann iſt vor dem andern be— 
günſtigt. Zur Abwälzung der Steuer bleibt Keinem ein anderer Weg, 
als die Erhöhung der Preiſe oder Minderung der Qualität der Ver 
kaufswaaren bei gleichem Preiſe. Man wird unfehlbar darnach greifen 


die Forderung eine allgemeine iſt. 

Hierdurch alſo ift die Möglichkeit gegeben, einen großen Theil 
der Ausgaben der Staatsangehörigen, denen die Steuerbehörden ſonſt 
nicht beizukommen vermöchten, zu treffen, und ſo konnten durch dieſe 
zweite Claſſe von Auſwandsſteuern (die Vorſchußſteuern) die erſte, näm⸗ 
lich die unmittelbar zu erhebenden oder directen Aufwandsſteuern ergänzt 
werden. 

Man betrachte z. B. die Bierſtener! Hier läßt ſich die Quantität 
des jeweils zu producirenden Getränkes ziemlich genau ermitteln und 
darnach die Stener erheben. Wer jährlich 10.000 Hectoliter Bier braut, 
entrichtet das Zehnfache der Steuer, welche derjenige Brauer zahlt, der 


nur 1000 Hectoliter braut. Die Steuer vermehrt alſo die Ungleichheit, 
welche ſonſt in den Verhältniffen der Einzelnen liegt, in keiner Weiſe. 


Haben ſich die Preiſe oder hat ſich die Qualität der Waare, welche 
die Brauer zu beſtimmten Preiſen liefern können, einmal regulirt, ſo 


finden fie in der Steuer keine weitere Veraulaſſung ſich zu ändern. Die 


Verhältniſſe dieſer Gewerbsleute unter ſich bleiben die nämlichen Indem 
ſie die neue Ausgabe durch geringere Waare oder höheren Preis zu 
erſetzen ſuchen und dieſen Aufſchlag, beziehungsweiſe dieſe Erſparniß auf 
das Jahresquantum ihrer Production vertheilen, kommen alle wieder zu 
demſelben Ergebniſſe. Der geringere Brauer vermag auch bei der Ent— 
richtung der neuen Steuer verhältnißmäßig ein gleich gutes Getränke zu 


Wandelbarkeit der indirecten Steuern ermöglicht bei richtiger Benützung 
dieſer Eigenſchaft ein ſolches Ergebniß, während umgekehrt die (bei der 
directen Steuer unvermeidliche) durchſchnittliche Feſtſtellung der Steuer 
es iſt, welche eine gegentheilige Wirkung von der hier geſchilderten her— 


vorbringt. Es dürſte dies aus dem bisher Geſagten zur Genüge erhellen. hoch ſein, weil die Gewerbsleute, deren jeder ſür Viele den Vorſchuß 


Aber auch die Praxis hat dafür bereits mehrfachen Beweis geliefert. 


Man hat geglaubt auf den erwähnten großen Vortheil der Aufwands⸗ 


Beſteuerungsweiſe verzichten zu können. Man hat daher, um die aller 
dings läſtigen Controlmaßregeln zu erſparen, wiederholt Verſuche ge— 
macht, auch die Vorſchußſteuern auf beſtimmte Zeiträume zu fixiren *), 


) In Baden ſchon im Jahre 1831 und ſpäter wieder in ausgedehnterem 
Maße 1849 durch Einführung der Averſal- oder Bauſchſummen ſtatt der Bier⸗ 
und Fleiſchacciſe. Der Verfaſſer hatte Gelegenheit, dieſen letzten Verſuch in ſeinem 
ganzen Verlauf zu beobachten und er fand dadurch ſchon damals zu einem Auf- 
ſatz über die Frage Anlaß, „welche Steuern die beſten ſind“ der die Grund⸗ 
züge des gegenwärtigen erhält und in Rau's Archiv für politiſche Oekonomie 
von 1851 ([Neue Folge Band IX., Heſt I., Seite 13 — 28) veröffentlicht iſt. Die 
Gründe, welche damals zu dem Verſuch beſtimmten, lagen zum Theil in den 
Zeitverhältniſſen, denen man Rechnung trug. Das ungeſtüme Verlangen der 
Pflichtigen ſelbſt aber nach Averſtrung der indirecten Steuern um der läſti⸗ 
gen Controle zu entgehen — war freilich nur dadurch möglich, daß man über 
die Wirkung der verſchiedenen Veranlagung und beſonders der Fixirung der 
Steuer in Unklaren war und daß man ſich nicht vergegenwärtigte, in welchem 
Falle eine Steuer überwälzbar wird. Wie man ſ. Z. die phyſiokratiſche allgemeine 
Grundſteuer für überwälzbar und daher für geeignet gehalten hatte, ſogar zu 


18 


obgleich ſchon die Eiferſucht der bezüglichen Gewerbsleute, womit ſie 
aus guten Gründen diejenigen ihrer Concurrenten betrachten, welche 


durch Defraudation ſich Vortheile verſchaffen, dagegen Bedenken erregen 


verwaltung zur Sicherung der Zahlung 


Nimmt man an, daß er ſeine Production verdoppelt 
und die Käufer werden ſich dem Verlangen, die Steuer zu erſetzen, 
nicht entziehen, keineswegs aus Gründen der Billigkeit, ſondern weil 


konnte. Es ſind dieſe Verſuche ſtets mißglückt und die Pflichtigen ſelbſt 
wünſchten immer wieder zu dem alten Verfahren zurückzukehren. Es 
konnte unmöglich anders ſ in und man wird daran nicht zweifeln, wenn 
man ſich die Wirkung einer ſolchen Maßnahme näher vergegenwärtigt. 

Wenn z. B. bei zwei Branuern die betreffenden Averſalſummen 
in der That richtig angeſetzt wären, ſo daß etwa der Eine, welcher 
jährlich 10.000 Hectoliter braut, vielleicht 30.000 Mark Steuer zahlen 
müßte und der Andere, der durchſchnittlich 5000 Hectoliter gewinnt, 
nur 15.000 Mark, ſo würde ein Jeder erwägen, wie er ſich am 
Beſten den Erſatz verſchaffe. Steht dem letzteren hiureichendes Capital 
zu Gebot, dem erſteren aber nicht, ſo ſind Beide offenbar zu ganz 
verſchiedenen Schritten geneigt. Jener mit geringerem Capital wird 
vielleicht den Verſuch machen, durch höheren Preis, beziehungsweiſe 
geringere Waare ſich Vortheil zu verſchaffen oder er wird wenigſtens 
auf dem Preiſe beharren, wie er ſich nach den früheren Verhältniſſen 
geſtaltet hat. Der andere dagegen wird der Aufforderung, bei ſich 
gleichbleibender Steuer ſein Geſchäft auszudehnen, ſchwerlich widerſtehen. 
und ebenfalls 
10.000 Hectoliter braut, ſo ſieht er ſich durch Erſparung von 
15.000 Mark in der Lage, eine fortſchreiteude Ausdehnung ſeines 
Abſatzes auf Koſten der Concurrenten durch Minderung des Preiſes 
oder beſſere Waare zu begründen. Sein Einkommen erhöht ſich in 
Folge deſſen durch vermehrten Abſatz. Der Andere muß aber in den 
geringeren Preiſen oder der beſſeren Waare nachfolgen, und es wird 
auf dieſe Weiſe ein fortdauernder Kampf der Gewerbsleute unter ſich 
entzündet, der abermals dem Capital allein das Uebergewicht ſichert. 
Es iſt ein Kampf des bewaffneten Streiters mit dem unbewaffneten. 
Im weiteren Fortgange müßte aber fpäterhin die Verwendung des 
nämlichen Capitals und der nämlichen Arbeit in dieſem Gewerbe einen 
geringeren Reinertrag liefern, nicht allein weil die Steuer nicht mehr 
übergewälzt werden kann, ſondern auch weil der Preis des Products 
überdies herabgedrückt wird ). 

Dieſe Nachtheile fallen alſo weg, weil und in ſo weit die 
Erhebungsweiſe der Vorſchußſteuern (der indirecten Auſwandsſteuern) 


eine bewegliche iſt. Es wird hierdurch eine Preiserhöhung ermöglicht, 


welche den betreffenden Gewerbsleuten hinreichenden Erſatz bietet. Sie 
haben ſich zwar den Controlmaßregeln zu fügen, welche die Steuer— 


anordnet und die allerdings 
für ſie viel Beläſtigendes haben können, aber fie ſind es nicht, welche 


die Steuer trifft und es kann daher von einer Belaſtung des Ein— 
kommens über Vermögen, ja überhaupt von einer Belaſtung ihres 


Einkommens durch dieſelbe nicht die Rede ſein. Die Steuer haben 


5 ene u vielmehr die Abnehmer ihrer Waaren in den Verkaufspreiſen zu ent- 
liefern, wie der größere oder wie er ſelbſt vorher im Stande war. Die 


richten, und nur die Quote, welche auf den Hausverbrauch der 
Vorſchußzahlenden kommt, bleibt ihnen zur Laſt. Daß aber die 
Abnehmer nicht zu ſchwer unter dem Preisaufſchlage leiden, bedarf 
wohl kaum der näheren Nachweiſung. Es können ja die vorſchußweiſe 
zu erhebenden indirecten Steuern ſchon deshalb für dieſelben nicht zu 


zahlt, (die Wirthe, Brauer, Fleiſcher x. für viele Hunderte, ja 
Tauſende) doch nicht zu übermäßig hohen Vorauszahlungen angehalten 
werden dürfen. So beträgt in Baden Aeciſe und Ohmgeld für 1 Liter 


Wein zuſammen 3.8 Pf. und die Bieracciſe von 15 Liter des Raum- 
inhalts des Braugefäßes nur 20 Pf. Selbſt wenn die dadurch bedingte 
Preiserhöhung das Doppelte betrüge, möchte doch der Betrag für die 


einzelnen Abnehmer der Waaren kaum in Anſchlag zu bringen und die 
Preiserhöhung jedenfalls nicht als ein beachtenswerthes volkswirth⸗ 
ſchaftliches Uebel zu betrachten ſein. 

Mit Sicherheit iſt daher anzunehmen, daß die indirecten Ein⸗ 
kommensſteuern, und zwar ſowohl die unmittelbar als die mittelbar zu 
erhebenden, das reine Einkommen der Pflichtigen nicht überſchreiten 


kehrt fehl, indem man eine bei der bisherigen Erhebungsweiſe überwälzbare, weil 
veränderliche Steuer, in eine fixirte verwandelte und ihr damit die Eigenfchaft 
entzog, welche ſie zu einer indirecten Steuer mit allen ihren Vortheilen qualifizirte. 

) Es kann dies zugleich als ein weiterer Beweis der nachtheiligen 
Wirkung der directen Einkommensſteuern betrachtet werden, denn im Weſentlichen 
iſt die Umwandlung in eine Averſalſteuer nichts Anderes als die Umwandlung 


Vorſchüſſen für ſämmtliche Steuer benützt zu werden, ſo ging man hier umge- in eine directe Steuer. 


und ſomit auch nicht zerſtörend auf deren Vermögensverhältniſſe ein- 
wirken. Auch erklärt ſich daraus die von Thiers (in ſeiner Schrift 
über das Eigenthum) ſo ſchlagend gelieferte Nachweiſung, wie 
Napoleon J. ſich genöthigt ſah, auf dieſe Steuern, welche eine irrige 
Theorie abgeſchafft hatte, zurückzukommen, um den zerrütteten Finanz⸗ 
verhältniſſen Frankreichs wieder aufzuhelfen, — ſowie Thiers' eigene 
Erfolge bei Bezahlung der Milliardenſchuld. 

Die unmittelbare Wirkung dieſer Steuern iſt nur eine immerhin 
erträgliche Erhöhung der Koſten für Alle, die ſich mit der Production 
und dem Ankaufe der ſteuerbaren Waaren und Producte beſchäftigen 
oder dieſelben offenkundig benutzen, und in Folge deſſen die gleich— 
mäßige Preiserhöhung der betreffenden Gegenſtände für die Conſumenten. 

Bei den unmittelbar zu erhebenden Auſwandsſteuern iſt dies nicht 
zweifelhaft, da fie ſich ſofort mit dem Auſwande ſelbſt vermiſchen, 
z. B. bei Liegenſchaftskäufen, dem Kartenſtempel ꝛc. 

Wird aber eine neue Conſumtionsſteuer zur Anlage gebracht, wie 
die Weinſteuer, ſo zahlt zwar ebenfalls der Conſument, der den Wein 
nicht zum Wiederverkauf, ſondern zum eigenen Genuß einlegt, die 
Steuer unmittelbar an die Steuerbehörde und er entſchließt ſich offen- 
bar zu dieſer Einlage überhaupt nur, weil der Wein für ihn den 
Werth des Ankaufspreiſes einſchließlich der Steuer beſitzt. Dieſer Betrag 
iſt ſomit als der thatſächliche Weinpreis für ihn anzunehmen und er 
wird ihn auch bei dem etwaigen Wiederverkauf in Anſchlag bringen. 

Der Wirth aber, welcher auf den Wiederverkauf im Voraus 
rechnet, entrichtet an die Steuerbehörde feine Vorſchußſteuer (als mittel- 
bare Aufwandsſteuer), die er ſodann in dem höheren Preis des Weines 
von ſeinen Gäſten wieder erhebt. Letztere zahlen ſodann mit jeder 
Flaſche Wein durch ſolche Vermittlung ihre Aufwandsſteuer, während 
ſie der Wirth für feinen Hausbedarf bereits direct erlegt hat. Auch 
die Conſumenten entſchließen ſich alſo in der That freiwillig dazu und 
finden ſich mithin anch bei den höheren Preiſen mit Rückſicht auf den 
Werth des Weines zufriedengeftellt. 

So wird denn hier der Kampf unter den Pflichtigen ſelbſt, 
welchen jede directe Steuer zur Folge hat und während ihres Beſtehens 
unterhält, — vermieden. Die indirecte Steuer fällt nicht in Folge 
eines ſolchen Wettſtreits den ſchwächeren Kräften zur Laſt, ſondern es 
trägt die Geſammtheit der Conſumenten der ſteuerbaren Waaren oder 
überhaupt die Geſammtheit der indirect Beſteuerten die Summe der 
auferlegten indirecten Steuern gewiſſermaßen freiwillig in den höheren 
Preiſen, und hat daher in dieſen zugleich wieder den Erſatz. 

Es eutſpricht dies ganz der Natur der Sache. Die richtige 
Wirkung einer Steuer, welche alle Pflichtigen gleichmäßig und dauernd 
trifft, iſt die einer vermehrten Nachfrage, d. h. eben der Preiserhöhung 
der beſteuerten Gegenſtände. Denn daran iſt wohl im Ernſt nicht zu 
denken, daß eine Steuer irgend welcher Art zur Anlage gebracht werden 
könnte, die ganz ohne Nachwirkung bliebe, ſo wenig als man hoffen 
kann, den Stein der Weiſen zu finden. 

Tritt dieſe Wirkung (der Preiserhöhung) nicht ein, und hat 
ſomit das unausbleibliche Streben nach Steuerabwälzung eine andere 
Folge, ſo iſt dies lediglich ein Beweis, daß nicht Alle in der Tendenz 
zur Preiserhöhung übereinſtimmten, und es kann dies nur daher rühren, 


daß die Steuer nicht alle Betheiligten gleichmäßig trifft, wie es in der 


That bei der directen Steuer nachgewieſen wurde. Eben wegen dieſer 
ungleichen Belaſtung haben hier nicht alle Pflichtigen ein gleiches 
Intereſſe, an der Steigerung der Preiſe, indem ſie theils keinen 
unmittelbaren Anlaß darin finden, theils in einem anderen Verfahren 
(3. B. der Vermehrung des Abſatzes) ſogar größeren Nutzen erwarten 
dürfen. Die Preiserhöhung unterbleibt daher in dieſem Falle, die 
ſtärkeren unter den Producenten überflügeln die ſchwächeren, und viele 
der Beſteuerten müſſen, wenn fie auch vielleicht nicht in ihrer Erwerbs⸗ 
thätigkeit beeinträchtigt ſind, doch die Steuer tragen, ohne einen Erſatz 
zu erlangen. 

Auders alſo bei den indirecten Steuern, welche demnach ſchon 
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der Regel gegen die indirecten Steuern vorgebracht werden, daß die 
wenigſten gegen die pecuniäre Laſt gerichtet ſind. 

Vor Allem werden: 

1. die Erhebungsmaßregeln beanſtandet, und zwar ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht von den eigentlichen Pflichtigen, ſonderu von den vorſchuß⸗ 
zahlenden Gewerbsleuten. Sie haben ohne Zweifel viel Gehäſſiges. 
Billigdenkende finden ſich jedoch immerhin darein, und es möchte etwas 
Wahres an der Behauptung ſein, daß ganz vorzugsweiſe die Eigen⸗ 
nützigen ſich durch die Controlmaßregeln verletzt finden. In der That 
haben aber die betroffenen Gewerbsleute wenig Grund zur Beſchwerde 
gegen die Steuer an ſich. Die Vorauslage, die man ihnen zumuthet, 
gewährt denſelben vielmehr einen nicht zu verachtenden Vortheil durch 
die Verminderung der Concurrenz. Diejenigen Gewerbe gewähren das 
geringſte Durchſchnittseinkommen, welche den kleinſten Baarfond ver⸗ 
langen. Bei Aufhebung einer indirecten Steuer haben daher die bezüg⸗ 
lichen Gewerbe nur anfänglich Vortheil, wenn ſie denſelben nicht durch 
Complottirung zu verlängern wiſſen. Bald beweiſt ihnen die herbei⸗ 
dringende Concurrenz, daß die gehegten Erwartungen ſich nicht auf die 
Dauer bewährten. 

Man wirft den indirecten Steuern ferner vor: 

2. daß ſie, wie namentlich Thiers geltend macht, die Production 
des Inlandes durch die Waarenbeſteuerung vertheuern und damit die 
Concurrenz des Auslandes erleichtern; 

3. daß ſie veränderlich ſind, ſo daß ſich die Größe des Ertrages 
kaum voraus beſtimmen läßt; 

4. daß ſie zu Unterſchleifen gleichſam verſühren; 

5. die Pflichtigen nicht im Verhältniß ihrer Steuerfähigkeit be- 
laſten, ſondern vielmehr die Aermeren ſtärker als die Vermöglichen 
treffen; 

6. daß die Preiserhöhung an ſich ein weſentlicher Nachtheil ſei; 

7. daß die Erhebungskoſten weit theurer ſeien, als bei den directen 
Steuern. 

Die unter 2 und 3 angedeuteten Nachtheile berühren weniger 
die Pflichtigen als die Staatsverwaltung, deren allerdings nicht immer 
leichte Aufgabe es iſt, Vorkehr zu treffen, daß die Bedrohung der 
einheimiſchen Production durch Steuerrückerſatz bei der Einfuhr oder 
ſonſt in geeigneter Weiſe beſeitigt, anch die Schwankung im Ertrage 
der indirecten Steuern durch andere Finanzmaßregeln immer recht— 
zeitig ausgeglichen werde. Genügender Grund auf eine ſonſt gute Steuer 
zu verzichten, iſt darin nicht zu finden. 

Ebenſowenig in dem Anlaß, den die indirecten Steuern zu 
Defrandationen geben. Ein ſolcher Anlaß liegt noch weit mehr in der 
Einkommens- und Capitalſteuer. 
| Erheblicher erſcheint auf den erſten Anblick die fünfte unter 

obigen Ausſtellungen, die man an den indirecten Steuern macht. Prüfen 
wir ſie näher! 

Nicht alle Ausgaben oder Producte können mit Steuern belegt 
werden; vorzüglich wählt man ſolche, welche möglichſt allgemeinen 
Bedürfniſſen entſprechen, weil dieſe ſelbſtverſtändlich am Meiſten ein- 
tragen, wie Fleiſch, Wein, Bier, Salz, Brod, Mehl u. dgl. Die 
unmittelbare Folge ift die Preiserhöhung zunächſt diefer Waaren. Es 
drängt ſich nun allerdings von ſelbſt die Anſicht auf, daß gerade bei 
Beſteuerung derſelben verhältnißmäßig die Aermeren höher getroffen 
werden, als die Wohlhabenden, weil ſie von dieſen Producten eben ſo 
viel, ja vielleicht noch mehr verbrauchen, beziehungsweiſe Steuer 
zahlen, während ihre Steuerfähigkeit weit geringer iſt. Eine ärmere 
Familie, die ſich nur eine geringe Zahl von Nahrungsmitteln anſchaffen 
kann und namentlich mehr der gewöhnlichſten Art (Brod ꝛc.) conſumirt, 
hat unzweifelhaft bei der erſten Anlage der Mehlſteuer ꝛc. einen grö— 
ßeren Antheil an derſelben zu zahlen, als Wohlhabende. 
| Gleichwohl erſcheint auch dieſer Einwand nicht als erheblich. 
Abgeſehen davon, daß, wie man geſehen, die allgemeine Preiserhöhung 
bei allen richtigen Steueranlagen in der Natur der Sache liegt und 


bei der erſten Aulage der wichtigſten Anforderung an eine gute Steuer keine Volksclaſſe verlaugen kann, ganz davon verſchont zu bleiben, hat 
entſprechen und den Pflichtigen kein anderes Opfer auferlegen, als das, man zu berückſichtigen, daß, wenn auch bei einzelnen Waarenſteuern 
ſich etwas erhöhte Preiſe gefallen laſſen zu müſſen. die ärmeren Claſſen etwas ſtärker beigezogen werden ſollten, doch 
Es dürfte ſich hieraus erklären, daß auch Seitens dieſer Pflich⸗ | immerhin die Mehrzahl der indirecten Steuern auf den Anſchaffungen 
tigen ſelbſt, nämlich Derjenigen, welchen eigentlich die Steuern wirklich der Vermöglichen ruhen. Insbeſondere haben dieſe faſt ausſchließlich 
a ur fallen (3. B. der Conſumenten von Wein, Bier ꝛc. ꝛc) gegen die Zölle und manche andere indirecte Steuern zu tragen. Es möchte 
die indirecten Steuern an ſich keine Einwendungen erhoben zu werden daher ſehr fraglich fein, ob, wenn es ſich conſtatiren ließe, wirklich 
pflegen. Auch finden wir bei einer Prüfung der Bedenken, welche in | die minder Vermöglichen bei der erſten Anlage von indirecten Steuern 
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(wenn man ſämmtliche Arten zuſammenfaßt) ſtärker belaſtet find, als die Geſammtheit der Staatsbürger nicht bleiben, und die naturgemäßeſte 
die begüterten Staatsangehörigen, ſelbſt einſchließlich der Steuern von Wirkung iſt eben die einer gleichmäßigen Preiserhöhung alles deſſen, 


den gewöhnlichſten Verbrauchsgegenſtäneen, wie Brod, Salz, Wein ꝛc. 

Ganz wegfallen dürfte aber dieſer Zweifel, wenn man die Wir⸗ 
kung der indirecten Steuern bei längerem Beſtehen ins 
Auge faßt. 

Mit der Erhebung der unmittelbaren Aufwandsſteuern und mit 
Erſatz der mittelbaren an die Vorſchußzahlenden iſt die wirthſchaftliche 
Bewegung, welche die indirecten Steuern veranlaffen, nicht beendigt. 
Sie findet namentlich bei jenen Betroffenen ihre Fortſetzung, welche an 
der Production in irgend einer Weiſe theilnehmen. Insbeſondere werden 
diejenigen indirecten Steuern, welche an den Ankauf von unentbehrlichen 
Waaren, wie Mehl, Brod, Salz ꝛc. geknüpft find, gerade wegen deren 
Unentbehrlichkeit, weiter überwälzbar. Eben weil Alle den mit der 
neuen Steuer nöthig werdenden neuen Aufwand fühlen, ſehen ſie ſich 
auch ohne Ausnahme aufgefordert, einen Erſatz zu ſuchen, und es wird 
ſich deshalb auch wegen dieſes allgemein hervortretenden Bedürfniſſes 
in Bälde — namentlich durch Erhöhung des Arbeitslohnes — ergeben. 


Je allgemeiner und unausweichlicher alle Betheiligten betroffen 
werden, um ſo ſicherer gelingt ihrerſeits der Preisaufſchlag auf ihre 
Producte oder Arbeit, und man darf wohl ſagen, daß dieſe Folgen 
ganz im Verhältniß zu der Nothwendigkeit des Steuerobjects ſteht. 
Haben die Pflichtigen dagegen die Wahl, ob fie ſich der Steuer unter- 
werfen oder auf den Genuß der betreffenden Producte verzichten wollen, 
wie z. B. der Weinſteuer, ſo iſt immerhin eine Zahl derſelben geneigt, 
zu verzichten oder wenigſtens den Gebrauch einzuſchräuken. Sie geſellen 
ſich damit zu Jenen, welche überhaupt an den betreffenden Genuß 
nicht gewöhnt ſind, und es bildet ſich daher eine mehr oder weniger 
große Claſſe Solcher, die von der Steuer frei bleiben und ſomit 
keinen Grund haben, einen Erſatz dafür in dem Preisaufſchlage für 
ihre eigenen Producte oder ihrer Arbeit zu ſuchen. Die Ueberwälzung 
iſt daher weniger ſicher als im erſteren Fall. 

Finden aber auch die etwa noch durch die Steuer begründeten 
Ungleichheiten nicht in dieſer unmittelbaren Weiſe ihre Ausgleichung, 
ſo iſt einestheils die Laſt in keiner Hinſicht mehr ſo drückend und 
anderntheils iſt anch hier eine Ausgleichung bei längerem gleichmäßigen 
Fortbeſtehen der Steuer nach den unveränderlichen Geſetzen des Ver— 
kehrs — durch die Concurrenz der Gewerbe unter ſich — mit Sicher- 
heit zu erwarten. 

Ein beſonders günſtiges oder ungünſtiges Preisverhältniß kann 
auf die Dauer nicht fortbeſtehen. Beſtimmte Erwerbszweige gewähren 
ſtets im Durchſchnitt ein entſprechendes Einkommen. Das Gewerbe des 
Landwirths, des Schieferdeckers, des Goldarbeiters, — ein jeder muß 
im Allgemeinen, je nach den Fähigkeiten und dem Capital, welche der 
Arbeiter mit ſich bringt, im Verhältniß zu den übrigen Geſchäſten, 
denen er ſich ebenfalls zuwenden könnte, ein ſolches Durchſchnittsein⸗ 
kommen gewähren. Ein an ſich übermäßig erträgliches oder ein Geſchäft, 


das nur unzureichendes Einkommen gewährt, kann bei freier Concurrenz 


nur vorübergehend ſo bleiben. Dort wird durch Zudrang der Mit- | 


bewerbenden der Durchſchnittsertrag gemindert, hier durch Zurücktreten 
erhöht. Ständige Preiserhöhung oder Preisminderung — auch durch 


Steuern — haben auf das Durchſchnittseinkommen keinen weſentlichen 
Einfluß. Durch Concurrenz wird wieder ins Gleichgewicht gebracht, 


was etwa dadurch einem Gewerbe vorzugsweiſe zu gut kommen oder 


zum Nachtheil gereichen ſollte. In dieſer Weiſe gleicht ſich denn die 
eingetretene Preisänderung, wenn ſie anhaltend genug iſt, durch alle 
bezüglichen Wirthſchaftszweige, die ſie natürlich in immer weitern und 
immer ſchwächer markirten Kreiſen berührt — aus, wie die Wellen⸗ 
bewegung des Waſſers, in welches man einen Körper geworfen, ſich 
allmälig wieder beruhigt, nachdem die Schwankung ſich immer leiſer 
in ausgedehnteren Kreiſen ſortbewegt hat. 


Wenn es hiernach feſtſteht, daß die indirecten Steuern im All⸗ 
gemeinen eine ſich gleichmäßig vertheilende Preiserhöhung zur Folge 
haben, ſo bleibt im Weſentlichen nur übrig, die Wirkung einer ſolchen 
Preiserhöhung an ſich zu erörtern. Auch ſie wurde, wie oben unter 6 
angegeben, als ein Nachtheil der indirecten Steuern bezeichnet, welcher 
ihr zum Vorwurf gereiche. 

Daß ein ſolcher nicht gerechtfertigt iſt, wurde ebenfalls bereits 
nachgewieſen. Wirkungslos kann die Auferlegung einer neuen Laſt auf 


was ihnen zu Gebot ſteht. Dieſe Gleichmäßigkeit aber bildet ſich, — 
wenn ſie auch nicht ſofort bei einer neuen Anlage vorhanden iſt, — 
wie wir nachzuweiſen verſuchten, doch im Laufe der Zeit mehr und 
mehr heraus *). 


Allein abgeſehen davon ſind überhaupt Preiserhöhungen, ſelbſt 
wenn fie nur einzelne Gegenſtände treffen, und wenn es auch unent⸗ 
behrliche find, doch erträglich, weil es immerhin möglich iſt, alle wirth⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe darnach einzurichten. Kommen doch Preisihwan- 
kungen vor, die unendlich viel größer ſind, als die durch indirecte 
Steuern begründeten, und die gleichwohl den Volkswohlſtand nicht beein- 
trächtigen. Der Ausfall der Ernten an Frucht, Futterkräutern, Wein, 
Hopfen ꝛc. kann die Preiſe um das Doppelte und Mehrfache erhöhen 
und herabdrücken. In ähnlicher Weiſe wirken die Mode, wirken neue 
Erfindungen, neue Abſatzwege u. dergl. Ueberall tritt wieder die Aus⸗ 
gleichung in der weiteren Production und in den Preiſen der Waaren 
ein. Nur die Uebergangszeit und das Schwankende, Ungewiſſe bringt 
erhebliche Nachtheile mit fich. Berückſichtigt man aber, daß die indirecten 
Steuern feſtbeſtimmte Auflagen find, die überall zum Voraus in Rech⸗ 
nung gezogen werden können, ſo iſt klar, daß ſolche, wenn ſie längere 
Zeit beſtehen, kaum fühlbar werden. In jetziger Zeit ſind die Preiſe, 
auch der unentbehrlichſten Gegenſtände, vielfach höher als früher, ohne 
daß man deshalb einſt beſſer hätte leben können, als jetzt. Daß Eng⸗ 
land überhaupt in höhern Preiſen wirthſchaftet wie andere Länder, iſt 
kein Nachtheil, ſondern eher ein Vortheil. Mögen ſie auch durch erhöhten 
Steuerbedarf, wie er ſich dort ſchon ſeit langer Zeit kundgab, mit 
entſtanden ſein oder nicht, immer liefern ſie den Beweis für einen 
lebendigen Verkehr und eine hochentwickelte Volkswirthſchaft, deren 
Wirkung in den feinſten Verzweignngen dem ganzen Lande zu gut 
kommt. 


Iſt es aber richtig, daß die indirecten Steuern ſich nur in dieſer 
Weiſe in der Preiserhöhung äußern, ſo fällt damit endlich auch der 
letzte Vorwurf hinweg, — daß ihre Erhebungsweiſe theuer iſt. Gilt 
doch von dem Erhebungsaufwande ganz dasſelbe wie von den Steuern 
ſelbſt, in denen er mitbegriffen iſt. Werden damit Steuern ermöglicht, 
die weniger hart ſind, als andere, ſo werden ſie auch nicht zu theuer 
erkauft, jo wird auch dieſer Aufwand nicht zur drückenden Laſt. — 


Faſſen wir alſo das Ergebniß dieſer Betrachtungen kurz zuſam— 
men! Während die directen Einkommensſteuern die Pflichtigen auch mit 
dem beſten Willen, Gerechtigkeit zu üben, doch ſchon anfänglich höchſt 
ungleich in Anſpruch nehmen; während ſie bei fernerem Beſtehen eine 
fortdauernde Störung des Gleichgewichts unter den Producenten, eine 
fortdauernde Begünſtigung des Capitals und der mächtigeren Mitbewer- 
ber gegenüber der ſchwächeren Arbeitskraft zur Folge haben; während 
ſie zu feſtbeſtimmten Zeiten erhoben werden, die Pflichtigen mögen nun 
dazu vorbereitet ſein oder nicht, und im letztern Falle nothgedrungen 
harte Maßregeln nothwendig machen, die mitunter fat als grauſame 
bezeichnet werden können, — treten die indirecten Steuern in der Regel 
nur dann hervor, wenn die Pflichtigen bereit ſind, einen Aufwand zu 
machen, der faſt immer vorausſetzen läßt, daß ſie auch die Steuer, 
welche damit verbunden iſt, erlegen können. Ja, ſie werden meiſt 
ihnen ſelbſt nicht einmal beſonders abverlangt, ſondern von ihnen ein- 
fach in den Waarenpreiſen entrichtet; ſie geben ſich überhaupt nur in 
einer allgemeinen mit der Zeit ſich ganz gleichmäßig vertheilenden 
Preiserhöhung kund, die keine Claſſe von Pflichtigen benachtheiligt oder 
begünftigt. Nach allen Richtungen hin dürfte ſich alſo die Anſicht jenes 
Amerikaners bewähren, von dem Zachariä erzählt. Er behauptete, daß 
bei allen Staaten, in denen er gelebt, nur in einem einzigen keine 
Steuern zu beſtehen ſchienen, — in jenem, welcher blos indirecte Steuern 
ausſchrieb. Und dieſen wählte er zu ſeinem Aufenthalte. 
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) Aeltere indirecte Steuern werden daher auch weniger enwfunden, als 
neue, und Aenderungen ſind aus dieſem Grunde immer mißlich. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Koſtenerſatze für commiſſionelle Verhandlungen in 
ſachen. 


J. K. in P. wurde von der Bezirkshauptmannſchaft M. unterm 
30. Auguſt 1879, 3. 4595, verurtheilt, die Hälfte der Commiſſions⸗ 
koſten für die am 21. Juli 1879 in P., Gemeinde St., in Betreff 
der Fixirung des jährlichen Entſchädigungsbetrages für die Duldung 


des Sch. ſchen Schwemmfluders auf der Kataſtralparcelle Nr. 1188 ſtatt⸗ 


gehabte Localerhebung und Sachverſtändigen Einvernehmung zu bezahlen, 
wogegen der Recurs an die Landesſtelle überreicht wurde. 


Der Sachverhalt iſt folgender: 


Die Recurrentin J. K., welche zu Beginn der Triftzeit im Jahre 


1879 das Schwemmen Seitens des Triftconceſſionärs Sch. gewaltſam 
behindern wollte, iſt nach mehreren fruchtloſen Vorladungen endlich beim 


Amte erſchienen, und es wurde hiebei in Ausübung des Otficium boni 


vıri in Anſehung des Entſchädigungsbetrages für die Duldung des ſeit 
langer Zeit beſtehenden Sche'ſchen Schwemmfluders das Zuſtandebringen 
eines gütlichen Vergleiches zwiſchen den beiden Parteien verſucht. 

Der gleichfalls vorgerufene Vertreter des Sch.'ſchen Forſtamtes, 
Forſtmeiſter K. H., war bereit, den bisher ſtets von K. acceptirten 
jährlichen Entſchädigungsbetrag von 4 fl. C. M. um ein Namhaftes 


und zwar bis zum Betrage von 15 fl. ö. W. freiwillig zu erhöhen. 


um auf dieſe Art der Grundbeſitzerin J. K., welche ihrer Streitſucht 


wegen genugſam bekannt iſt, jede Gelegenheit zu weiteren Klagen und 


Streitigkeiten im Vorhinein zu benehmen. 


K. beharrte jedoch auf der exorbitauten jährlichen Eutſchädigungs— 
ſumme von 50 fl. 5. W., trotzdem kein Mittel unverſucht gelaſſen 


wurde, dieſelbe im gütlichen Wege durch Vorſtellungen und Zureden zu 
einer dem thatſächlichen Schaden entſprechenden Herabminderung ihres 
Anſpruches zu bewegen. 

Auch wurde K. ausdrücklich auf die nachtheiligen Folgen einer 
eventuell durch ihre Halsſtörrigkeit muthwilligerweiſe hervorgerufenen und 
jedenfalls mit nicht unbedeutenden Koſten verbundenen Commiſſionirung 
und Sachverſtändigen⸗Einvernehmung aufmerkſam gemacht. 


K. beharrte dennoch auf dem Entſchädigungsanſpruche von jähr- 


lich 50 A ö. W. und ſuchte ausdrücklich um die Vornahme der com- 


miſſionellen Erhebung an Ort und Stelle und die Einvernehmung 
unparteiiſcher Sachverſtändiger an, womit ſich der Vertreter des Sch.'ſchen 
Forſtamtes in Anſehung des Umſtandes, daß Ke's Anſpruch zu den that- 
ſächlichen Beſchädigungen, reſpective Wirthſchaftserſchwerniſſen außer allem 
Verhältniſſe ſtehe, einverſtanden erklärte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft M. erachtete es daher für zweifellos, 
daß eben die Recurrentin ſelbſt es war, welche theils durch das hart— 
näckige Beharren auf ihrem maßloſen Entſchädigungsauſpruche, theils 
durch ihr ausdrückliches Begehren die Commiſſionsverhandlung muth— 
willig hervorgerufen hat. 

Dieſe Commiſſionsverhandlung fand ſodann am 21. Juli 1879 
an Ort und Stelle ſtatt und wurden hiezu in Gemäßheit der dies— 
fälligen geſetzlichen Beſtimmungen zwei beſähigte und vollkommen unpar— 
teiiſche Sachverſtändige beigezogen. 


Nachdem es im ganzen politiſchen Bezirke M. und deſſen unmittel- 
barer Nähe — nach Ausſchluß der in dieſer Angelegenheit eben nicht 


unparteiiſchen Schechen Forſtingenieure und Forſtbeamten — keinen hiezu 
befähigten und gleichzeitig unparteiiſchen Forſtfachverſtändigen gibt, jo 
war die Bezirkshauptmannſchaft genöthigt, außer dem Referenten der 
dortigen k. k. Bezirks⸗Schätzungscommiſſion noch einen Beamten des nächſt⸗ 
gelegenen k. k. Forſtverwaltungsbezirkes als zweiten Sachverſtändigen 


beizuziehen. Durch dieſen Umſtand und überdies dadurch, daß der k. k. Forſt⸗ 


verwalter in T. (von St. nur 21 Kilometer entfernt) damals zufällig 
auf Urlaub war und vom k. k Forſtverwalter in M. ſubſtituirt wurde, 
ſind die Commiſſionskoſten zu dem allerdings nicht unbedeutenden Betrage 
von 65 fl. 11 kr. 6. W. anerlaufen. 


Trotzdem nun die Recurrentin die Commiſſionsverhandlung durch 
ihre Halsſtörrigkeit muthwilligerweiſe provocirt hat, hat die Bezirks- 
hauptmannſchaft dennoch, und zwar theils aus Billigkeitsrückſichten, 
theils im Hinblicke auf den Umſtand, daß die endliche Löſung dieſer 
leidigen Entſchädigungsfrage auch im Intereſſe des Sch.'ſchen Forſtamtes 
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Trift⸗ 


als Triftconceſſionärs gelegen ſei, die Tragung der oberwähnten Com⸗ 
miſſionskoſten beider Parteien zur Hälfte zugetheilt. 

Wie exorbitant hoch K.'s Entſchädigungsanſpruch per 50 fl. ö. W. 
war, beweiſt eben der Umſtand, daß die Sachverſtändigen bei der 
gewiſſenhafteſten und genaueſten Inbetrachtziehung des thatſächlichen 
Schadens und der möglichen Wirthſchaftserſchwerniſſe den jährlichen 
Entſchädigungsbetrag auf nur 7 fl. 31 kr. 6. W. fixirt haben 

Die Landesſtelle hat im Recurswege unterm I. October 1879, 
3. 12.798, die Eutſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft behoben, weil 
nach den Beſtimmungen des 2. Abſchnittes des Forſtgeſetzes vom 3. De- 
cember 1852 der Triftbefugte allein dieſe ganzen Commiſſionskoſten zu 
tragen hat. 
Das Sche'ſche Forſtamt in M. hat gegen dieſe Entſcheidung den 
Recurs ergriffen, welchem jedoch das k. k. Ackerbauminiſterium mit dein 
Erlaſſe vom 3. Jänner 1880, 3. 12.440, keine Folge gab, weil die 
Koſten für commiſſionelle Verhandlungen in Triftſachen, welche zur Aus⸗ 
führung der Trift über fremde Grundſtücke und zur Feſtſtellung der 
Entſchädigung nothwendig werden, auch dann den Unternehmer treffen, 
wenn der betheiligte Grundeigenthümer mit der außerämtlich angebotenen 
Entſchädigung ſich nicht begnügt und die Feſtſtellung im Wege des 
geſetzlichen Verfahrens begehrt, oder wenn die im Vergleichswege ange— 
botene Entſchädigung höher war als die behördlich feſtgeſtellte. F. K. 


Bedingungen des Vollzuges ſchiedsgerichtlicher Sprüche 
Erläuterung des § 46 des (böhmiſchen) Jagdgeſetzes vom 1. Juni 
1866, L. G. Bl. Nr. 49. 


Auf Grund des Urtheiles des Schiedsgerichts-Obmannes C. 
begehrte A. die Bewilligung der Execution gegen den Fürſten X. als 
Pächter der Jagdbarkeit in der Gemeinde B. 

Dieſes Begehren wurde jedoch mit dem Beſcheide des k k. Bezirks— 
gerichtes in P., ddo. 20. November 1878, 3. 14.098, abgewieſen, weil 
| a) der Beweis über die Eigenſchaft des C. als Schiedsgerichts⸗ 
Obmannes nicht vorliegt, — 

b) der Obmann dem belangten Theile nicht eröffnete, welche 
Vertrauensmänner er gewählt habe, — und weil endlich 

€) der Ausweis nicht beigebracht wurde, daß und wann das 
Urtheil des Schiedsgerichts-Obmannes dem Sachfälligen behändigt wurde. 

Die gegen dieſen Beſcheid ergriffene Beſchwerde wurde mit 
dem Deeret des k. k. böhmiſchen Oberlandesgerichts, ddo. 9. December 
1878, 3. 35.026, zurückgewieſen, weil, wenn auch das Bezirksgericht 
von Amtswegen nicht berechtigt war, zu prüfen, ob etwa das Urtheil 
des Schiedsgerichts-Obmannes wegen Nichterfüllung der Vorſchriften des 
§ 46 des Jagdgefetzes irgend eine Nichtigkeit in ſich enthalte, dennoch 
der Ausweis darüber abgeht, daß der Spruch dem Gegentheile behändigt 
und derſelbe ſohin in die Lage geſetzt worden iſt, gegen allfällige 
Nullitätsgebrechen bei der Executionsinſtauz Beſchwerde einzulegen. 

A. hat nun unter Beiſchluß des poſtämtlichen Retourrecepiſſes 
über die Behändigung des Schiedsfpruches das Geſuch erneu rt und 
wurde vom k. k. Bezirksgerichte die Execution nunmehr bewilligt. 

Dagegen recurrirte jedoch Fürſt X., allein das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht zu Prag wies dieſen Recurs mit der Entſcheidung vom 27. Jänner 
1879, 3. 2849, zurück, weil zur Verhandlung über die Klagen auf 

Erſatz von Beſchädigungen von Grundſtücken durch Menſchen oder Wild 
und zur Entſcheidung hierüber nach § 45 des kaiſ. Patentes vom 
20. November 1852, R. G. Bl. Nr. 251, jenes Bezirksgericht 
zuſtändig erſcheint, in deſſen Sprengel das Grundſtück gelegen iſt, — 
und weil allerdings die Erhebung und Entſcheidung von Erſatzanſprüchen 
aus Wildſchäden einem Schiedsgerichte zugewieſen iſt, allein dieſe Aus⸗ 
nahme nur im Erkenntnißverfahren platzgreiſt, — im Executions⸗ 
verfahren aber die competente Gerichtsbehörde zur Entſcheidung berufen iſt. 

Es iſt daher das k. k. Bezirksgericht zu P. competent als 
beſonderer Gerichtsſtand und nicht die Perſonalinſtanz desjenigen, 
welcher durch das Erkenntniß des Schiedsgerichts zur Zahlung verfällt 
wurde. 


Daß jedoch die erſte Inſtanz verpflichtet wäre, über das einge- 
brachte Executionsgeſuch auf Grund des Urtheils des Schiedsgerichtes 
Fan eine mündliche oder ſchriftliche Aeußerung des Gegentheils ab⸗ 
zuverlangen und demſelben eine Friſt zur Einbringung der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zu ertheilen, läßt ſich aus dem Geſetze vom 1. Juni 1866 
nicht ableiten. 


ER 


Den außerordentlichen Reviſionsrecurs, worin Fürſt X. um Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
authentiſche Erklärung des 8 46 des bezogenen Geſetzes gebeten hat, — Nr. 21. Ausgeg. am 4. Juli. 
verwarf der k. k. oberſte Gerichtshof mittelſt Entſcheidung ddo. 31. März Circularverordnung vom 27. Juni 1879, Nr. 2291/53 IV. Hinausgabe 


1879, Z. 10.354, mit der Begründung, daß er ſich nicht berufen ſehe, der Ergänzung zum Verzeichniſſe Nr. VI im Anhange I der „Inſtruction für 
Geſetze authentiſch zu erläutern, ſondern geltende Geſetze zur Entſcheidung Büchſenmacher der k. k. Truppen über die Handfeuerwaffen mit Werndl⸗Verſchluß“ 


ihm vorliegender beſonderer Fälle in Anwendung zu bringen, — im v. J. 1872. 
Uebrigen jedoch in den Entſcheidungen der unteren Inſtanzen eine Cireularverordnung vom 28. Juni 1879, ad Nr. 1067/268 IV. Hinaus⸗ 
Ungeſetzlichkeit nicht zu finden iſt. R. gabe der Einlage zur „Inſtruction über das Abkochen im Felde“. 


Nr. 22. Ausgeg. am 17 Juli. 

Circularverordnung vom 8. Juli 1879, Praes. Nr. 1395. Verlautbarung 
des XXXIV. und XXXV. Stückes des Reichsgeſetzblattes für die im Reichsrathe 
Der Privatbeamte J. L. in G. hat ſich der Adelsanmaßung vertretenen Königreiche und Länder. 
ſchuldig gemacht und wurde auf Grund ſeines Geſtändniſfes über Antrag Nr. 23. Ausgeg. am 25. Juli. 
der Finanzprocuratur von der Landesſtelle in G. unterm 23. October Cireularverordnung vom 18. Juli 1879, Nr. 9297/1250 V. Zuſätze zu 
1879, Z. 14 295, zu einer Geldſtrafe von 20 fl., im Falle der Zah- den Vollzugsbeſtimmungen des Einquartierungsgeſetzes in ihrer Anwendung für 
lungsunfähigkeit zu Arreſt von 4 Tagen verurtheilt. die k. k. Landwehr und Einſtellung der bisherigen Quartiersgebühr der Landwehr⸗ 

Dieſem von der Landesſtelle in 1. Inſtanz gefällten Straferkennt⸗(Landesſchützen⸗) Büchſenmacher. 
niſſe wurde die, bei Adelsprävalirungen noch dermalen maßgebende, Circularverordnung vom 19. Juni 1879, Nr. 777/1712 11. Aenderungen 
mit Hofkanzleiverordnung vom 2. November 1827, Z. 27.344, bekannt⸗ in dem Gebietsumfange einzelner Bezirksgerichte und Bezirkshauptmannſchaften 
gegebene Allerhöchſte Entſchließung vom 28. November 1826 zu Grunde im Küſtenlande. 


Beſtrafung von Adelsanmaßungen. 


gelegt, welche folgende Beſtimmungen enthält: Nr. 24. Ausgeg. am 27. Juli. 
§ 1. Wer ſich adelige Titel oder Wappen beilegt, ohne den Circularverordnung vom 19. Juli 1879, Praes. Nr. 1435. Abzeichen 
Adel, deſſen er ſich anmaßet, wirklich erlangt zu haben, verfällt in eine für Landſturmfunctionäre in Tirol und Vorarlberg. 
Geldſtrafe von zwanzig bis hundert Gulden C. M. im 20 fl.⸗Fuße. Nr. 25. Ausgeg. am 4. Auguſt. 
Wenn er dieſe zu erlegen nicht vermag, ſo ſoll Arreſtſtrafe von drei 8 
bis zu vierzehn Tagen gegen ihn verhängt werden. Nr. 26. Ausgeg. 20. Auguſt. 
Im Falle der Wiederholung des Vergehens iſt auf eine Geld⸗ 1 
ſtrafe von hundert bis tauſend Gulden C. M. im 20 fl. -Fuße, oder, Nr. 27. Ausgen am 18. September. 


Circularverordnung vom 31. Auguſt 1879, Praes. Nr. 1665. Verdoppe⸗ 


5 ß 5 8 : ae 2 
weun dieſe nicht eingebracht werden kann, auf vierzehntägige bis jech lung der Bleſſrtenträher im Gebirgäfriege 


wöchentliche Arreſtſtrafe zu erkennen. 


5 2. Die politiſchen und Juſtizbehörden haben von jeder ihnen ene ee e, 
vorgekommenen unerlaubten Adelsanmaßung der Kammerprocuratur Nach: ı 5 — ... u 
richt zu geben, und letztere ſoll die ihr auf dieſe oder andere Art bekannt Perſon alien. 
gewordenen Fälle einer Adelsanmaßung dem Gubernium anzeigen, und; Se ne Majeſtät haben den a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſtern 


; Grafen Rudolf von Mülinen und Freiherrn Karl v. Bruck die Würde von 
auf die dem Geſetze angemeſſene Beſtrafung antragen. gehermnen Nöten tärrei Verliäben: 


Im 8 3 wird dem Verurtheilten der binnen 6 Wochen zu ergrei⸗ Seine Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
fende Recurs an die vereinte Hofkanzlei offen gelaſſen. Grafen Emanuel Ludolf das Großkreuz und dem Legationsrathe II. Kategorie 

Die Landesſtelle hat ſelbſtverſtändlich nach $ 1 der kaiſerlichen] Alexander v. Okolicezäny das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens, dann dem 
Verordnung vom 1. Auguſt 1858, R. G. Bl. Nr. 115, die Geldſtrafe ben dn l un 155 ae Rudolf Blum den Orden der 
Bm 1 1 i z 5 3430 eiſernen Krone III. Claſſe, allen tarfrei, verliehen. 
in öſterreichiſcher ae e und nach den dermalen für politiſche Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe II. Kategorie Joſef Ritter 
Straferkenntniſſe geltenden Normen eine Geldſtrafe von je 5 fl. der v. Pußwald den Titel und Charakter eines Legationsrathes 1. Kategorie 
Arreſtſtrafe von je 24 Stunden ſubſtituirt. verliehen. m 

Das Miniſterium des Innern hat dem gegen das Erkenntniß Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe II. Kategorie Conſtantin 


j; 5 3% Freiherrn v. Trauttenberg zum Legationsrathe I. Kategorie, den Honorar⸗ 
der Landesſtelle ergriffenen Recurſe laut Erlaſſes vom 10. Jänner Legationsrath Dr. Ladislaus Hengelmüller v. Hengerdär zum wirllichen 


1880, 3. 5 A., keine Folge gegeben. F. K. Legationsrath II. Kategorie, den Honorar-Legationsſeeretär Dr. Joſef Grafen 

E Wodzicki zum wirklichen Legationsſecretär ernannt, endlich den unbeſoldeten 
Attache, Honorar⸗Legationsfecretür Eugen Blühdorn eine beſoldete Attache 
ſtelle verliehen. 


Geſetze und Verordnungen. Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzrathe Adolf v. Haumeder 
- das Ritterkreuz des Franz Jofef⸗Ordens verliehen. 


1879. III. Quartal. Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Prag Franz Ritter v. 
Urban anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken 
Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. laſſen 
Nr. 10. Ausgeg. am 22. Juli. 

Circularverordnung vom 15. Juli 1879, Nr. 9195/2075 III. Verlaut⸗ 
barung der auf die Beiſtellung der Unterkünfte bei der vorübergehenden Ein- 
quartierung, dann auf die Leiſtung der Vergütungsbeträge hiefür Bezug habenden 
Paragraphe des Heeres⸗Einquartierungsgeſetzes, nebſt Verzeichniß der Zins⸗ 
tariſelaſſen. 


Seine Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamtsofficial Joſef Bonavia anläp- 
lich deſſen Penſtonirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Handelsmannes Andreas 
Sömme in Stavanger zum k. und k. Conſularagenten daſelbſt genehmigt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzcommiſſär Johann 
Schußböck zum Finanz⸗Obercommiſſär für die Brünner Finanz⸗Landesdirection 
ernannt. 


Nr. 11. Ausgeg. am 27. Juli. Erledigungen. 
Circularverordnung vom 22. Juli 1879, Nr. 9565/2145 III. Berich⸗ Rechnungsrevidentenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Statthal 


terei in Prag mit der neunten Rangsclaſſe, bis Ende Jänner. Amtsbl. Nr. 10) 
Bezirkscommiſſärsſtelle in Ttrol und Vorarlberg, bis Ende Jänner. (Amtsbl. 
Nr. 11). 
Zwei Steuereinnehmersſtellen in Niederöſterreich in der neunten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell Controlorsſtellen in der zehnten und Adjunctenſtellen in der 


tigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 


Nr. 12. Ausgeg. am 31. Auguſt. 
Circularverordnung vom 28. Auguſt 1879, Nr. 11.23 1/2540 III. Berich⸗ 


ee e e eee eilften Rangselaſſe, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 12). 
Nr. 13. Ausgeg. am 24. September. Armenarztesitelle im fünften Wiener Gemeindebezirke Margarethen mit 
Circularverordnung vom 13. S ptember 1879, Nr. 11.412594 III. 300 fl. Jahresremuneration, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 14). 


Verlautbarung der Beſtimmungen über den Anſpruch auf das Militärdienſtzeichen. 5 = 8 32 
Circularverordnung vom 21. September 1879, Nr. 12.326/2836 III. ur Hiezu als Beilage: Bogen 26 und 27 der 
Berichtigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. rc 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


